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The paper addresses the issue of how the notion of common or public weal can be speciﬁed
for a democratic polity as a „cooperative venture for mutual advantage“ (Rawls). It is
argued that common weal in democratic politics is to be understood as its capacity to
produce mutual advantages for the citizenry and that the measuring rod for this capacity
is citizen sovereignty, i.e. the responsiveness of democratic politics to citizens’ common
interests. Subsidiarity is analyzed as an organizational principle in politics that can serve
as an instrument for advancing citizen sovereignty.
1. Einleitung
Es ist eine häuﬁg zu hörende Formel, dass das Allgemeinwohl oder das Gemein-
interesse die Richtschnur für politisches Handeln im demokratischen Staat vor-
gibt. Doch haben sich die Begriffe ,Allgemeinwohl‘ und ,Gemeininteresse‘ als
äußerst interpretationsfähig und missbrauchsanfällig erwiesen. Gerade die For-
mel, Gemeinwohl gehe vor Eigennutz, ist nicht selten zur Rechtfertigung von
Politiken missbraucht worden, die sich über das Wohl der betroffenen Perso-
nen rücksichtslos hinweggesetzt oder gar in totalitären Systemen das Leben
von Millionen von Menschen zerstört haben.
Die Gefahr des Missbrauchs hat Liberale dazu veranlasst, den Begriff des
Allgemeinwohls zu meiden und stattdessen zu betonen, dass es ein von den In-
teressen der einzelnen betroffenen Menschen unterscheidbares Gemeininteres-
se nicht geben kann. So berechtigt die Sorge um die missbräuchliche Rede vom
Gemeinwohl aber auch ist, so unklug wäre es jedoch, den Begriff einfach auf-
zugeben und damit anderen die Interpretationshoheit dafür überlassen, wie er
zu verstehen ist. Man sollte stattdessen darauf bestehen, dass der Begriff des
Allgemeinwohls im wörtlichen Sinne nichts anderes bedeuten kann als das, was
allen betroffenen Personen zum Wohl gereicht, ebenso wie der Begriff des Ge-
meininteresses im strengen Sinne des Wortes nichts anderes bedeuten kann als
das Interesse, das alle betroffenen Personen gemeinsam haben.
Diese Interpretation von Gemeinwohl bzw. Gemeininteresse ist jedenfalls die
einzige, die für ein demokratisches Gemeinwesen angemessen ist. Ein demokra-
tisches Gemeinwesen kann man am treffendsten als eine Genossenschaft im ,ge-294 Viktor J. Vanberg
nerischen‘ und ursprünglichen Sinn des Wortes beschreiben, also als einen Ver-
band gleichberechtigter Mitglieder, die ihre gemeinsamen Angelegenheiten in
Selbstverwaltung regeln. In diesem generischen Sinn schließt der Begriff nicht
nur jenen besonderen Unternehmenstypus ein, den man im gesellschaftsrechtli-
chen Sinne als Genossenschaft bezeichnet, sondern er schließt jeglichen freiwil-
ligen Verband gleichberechtigter Mitglieder ein, den Tennisclub ebenso wie eine
Aktiengesellschaft oder eine Gewerkschaft, und eben auch ein demokratisches
politisches Gemeinwesen. Und so wie für jeden genossenschaftlichen Verband
gilt, dass unter dem Gemeinwohl des Verbandes nur das verstanden werden
kann, was dem Wohle aller Mitglieder dient, so gilt auch für den demokratischen
Staat als Bürgergenossenschaft, dass er dem Gemeinwohl im Sinne der gemein-
samen Interessen aller Mitglieder, eben seiner Bürger, zu dienen hat. Dies ist
die Grund- und Ausgangsannahme, auf der die Überlegungen, die ich im Fol-
genden ausführen werde, aufbauen. Man kann diese Ausgangsannahme auch
so formulieren, dass die Leistungsqualität demokratischer Gemeinwesen daran
zu messen ist, inwieweit sie Bürgersouveränität gewährleisten, wenn man unter
Bürgersouveränität die wirksame Steuerung der Politik durch die gemeinsamen
Interessen der Bürger versteht.
2. Der demokratische Staat als Territorial-
und Intergenerationenverband
Nun ist der demokratische Staat freilich eine Genossenschaft besonderer Art,
und zwar insbesondere in zweierlei Hinsicht. Er ist zum einen eine territori-
al deﬁnierte Genossenschaft, ein Territorialverband oder eine Gebietskörper-
schaft. Und er ist zum anderen ein Intergenerationenverband in dem Sinne, dass
die Nachkommen seiner jeweiligen Mitglieder bei Geburt, ohne eigenes Zutun
den Mitgliedschaftsstatus erwerben, im Unterschied zu privatrechtlichen Ver-
bänden, deren Mitglieder sich durch eigenen freiwilligen Beitritt dem Verband
angeschlossen haben.
Die beiden genannten Charakteristika, ihre Eigenschaft als Territorial- und
als Intergenerationenverbände, bedeuten zwar, dass demokratische Gemeinwe-
sen sich in vielerlei Hinsicht von privatrechtlichen freiwilligen Verbänden un-
terscheiden. Dies ist aber kein Grund, sie von den normativen Grundanforde-
rungen zu dispensieren, denen alle Genossenschaften unterliegen, nämlich dass
ihre Leistung daran zu messen ist, wie gut sie den Mitgliedern zum wechselsei-
tigen Vorteil gereichen, also ihren gemeinsamen Interessen dienen. Es bedeutet
lediglich, dass diese Besonderheiten bei der Frage zu berücksichtigen sind, wie
diese normative Grundanforderung im Falle demokratischer Gemeinwesen an-
gemessen zu interpretieren ist.
Was zunächst ihre Eigenschaft als Intergenerationenverbände anbelangt,
so liegt eine folgenschwere Konsequenz dieser Besonderheit darin, dass der
weitaus überwiegende Teil der Bürger demokratischer Gemeinwesen in den Ver-
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dung die Mitgliedschaft anzunehmen. Aufgrund dieser Tatsache ist häuﬁg das
Bewusstsein für den genossenschaftlichen Charakter des Gemeinwesens eben-
so wie für den Umstand unterentwickelt, dass das, was im Gemeinwesen ge-
schieht, letztendlich nur aus der Zustimmung aller legitimiert werden kann.
Jedem Mitglied eines privatrechtlichen Vereins wird bewusst sein, oder man
wird ihm zumindest bewusst machen können, dass es durch seinen freiwilli-
gen Beitritt zum und Verbleib im Verein seine Zustimmung zur Satzung, also
der Verfassung des Vereins erklärt und damit das legitimiert, was im Verein
satzungs- oder verfassungsgemäß geschieht. Obschon dies strukturell im demo-
kratischen Staat als Bürgergenossenschaft in entsprechender Weise gilt, bleibt
das Bewusstsein dafür im Intergenerationenverband Staat aufgrund der Bei-
trittsmodalitäten typischerweise unterentwickelt. Wenn, wofür einiges spricht,
das Bewusstsein der Bürger vom genossenschaftlichen Charakter des demokra-
tischen Gemeinwesens für die politische Kultur bedeutsam ist, dann wäre es
einer Überlegung wert, ob man nicht einen zumindest symbolischen Akt des Bei-
tritts zum Gemeinwesen vorsehen sollte, durch den eine Person bei Erreichung
der Volljährigkeit und Rechtsfähigkeit die ihr bei Geburt verliehene Mitglied-
schaft ausdrücklich annimmt. – Die Bürger der Schweiz haben sich ein stär-
keres Bewusstsein vom genossenschaftlichen Charakter ihres Gemeinwesens
nicht nur dadurch bewahrt, dass sie von ihm als ,Eidgenossenschaft‘ sprechen,
sondern ohne Zweifel auch aufgrund der besonderen Rolle, die direktdemokra-
tische Entscheidungsprozesse auf allen Ebenen, der Gemeinde-, Kantons- und
Bundesebene, spielen.
Was die zweite Besonderheit des demokratischen Gemeinwesens, nämlich
seine Eigenschaft als Territorialverband, anbelangt, so hat sie die im vorliegen-
den Zusammenhang zentrale Implikation, das die gemeinsamen Mitgliederin-
teressen, denen die Bürgergenossenschaft dienen soll, in der Regel einen Ter-
ritorialbezug haben werden. Politische Gemeinwesen haben als Gebietskörper-
schaften für bestimmte territorial abgegrenzte Gebiete Gestaltungsautorität be-
züglich der Regeln, denen alle in dem betreffenden Gebiet lebenden oder tätigen
Personen unterworfen sind, sowie für Projekte, die als Gemeinschaftsvorhaben
der jeweiligen Bürgerschaft durchgeführt werden. Die gemeinsamen Interes-
sen, an denen die von einer solchen Gebietskörperschaft erlassenen Regeln und
durchgeführten Projekte zu messen sind, sind, so kann man in erster Annähe-
rung sagen, die Interessen, die den in dem betreffenden Gebiet lebenden Men-
schen gemeinsam sind. Ich sage ,in erster Annäherung‘, weil, worauf ich noch
zurückkommen werde, die Mitglieder einer Bürgergenossenschaft, um deren ge-
meinsame Interessen es geht, nicht unbedingt alle im zugehörigen Territorium
leben müssen, während umgekehrt dort Menschen leben mögen, die keine Bür-
gerrechte haben.
Nun ist es aber offensichtlich, dass es von der Abgrenzung und der Ausdeh-
nung eines politischen Hoheitsgebietes abhängen wird, welche Interessen die
dort lebenden Menschen in der Tat gemeinsam haben. So wird man etwa da-
von ausgehen können, dass die Interessengemeinsamkeiten von Menschen, die
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leben, stärker sind, dass sie sich aber zunehmend verdünnen, je mehr die Hete-
rogenität und die räumliche Ausdehnung der Jurisdiktion zunehmen. In diesem
Sinne kann man aus dem Leistungskriterium der Bürgersouveränität die all-
gemeine Regel ableiten, dass die politischen Entscheidungsstrukturen, also die
Zuordnung von Entscheidungskompetenzen zu verschiedenen, sich in ihrer ter-
ritorialen Ausdehnung unterscheidenden Gebietskörperschaften möglichst gut
dem entsprechen sollte, was man als die Geographie der gemeinsamen Interes-
sen bezeichnen kann. Es ist dieser Gesichtspunkt der Geographie der gemein-
samen Interessen, der für die im Folgenden zu behandelnde Frage bedeutsam
ist, wie Bürgersouveränität, also die Chance der Berücksichtigung gemeinsa-
mer Bürgerinteressen, in einem politischen Mehrebenensystem wie etwa der
Europäischen Union gestärkt werden kann.
3. Gemeininteresse und Mehrheitsdemokratie
Die gemeinsamen Bürgerinteressen zum Maßstab demokratischer Gemeinwe-
sen zu machen, mag angesichts der in solchen Gemeinwesen üblichen Praxis von
Mehrheitsentscheidungen befremdlich erscheinen. Man muss nicht nur an all-
tägliche politische Entscheidungsprozesse denken, in denen es stets überstimm-
te Minderheiten gibt, deren Interessen offenkundig nicht zur Geltung kommen,
um den Eindruck zu gewinnen, dass es völlig realitätsfremd ist, demokratisch
Politik an der Forderung zu messen, dass sie den gemeinsamen Interessen al-
ler Bürger zu dienen habe. Um diesen Eindruck zu gewinnen, reicht es in der
Tat bereits, sich die normalen Entscheidungsprozesse im einfachsten Dorfver-
ein vor Augen zu halten. Auch dort gehört es zu den Alltagserfahrungen, dass
durch Vereinsvorstände oder in Mitgliederversammlungen Entscheidungen ge-
gen den expliziten Widerspruch einzelner Mitglieder gefällt werden, die ihre
Interessen dadurch offenkundig nicht gefördert sehen. In dem Sinne, dass jede
einzelne Maßnahme, die in einer Genossenschaft – sei es eine Bürgergenossen-
schaft oder ein privatrechtlicher Verein – getroffen wird, den Interessen aller
Mitglieder gerecht wird, ist das Kriterium der Förderung gemeinsamer Interes-
sen ganz offensichtlich unrealistisch, und so kann es sinnvoll auch nicht gemeint
sein. Das sich hier scheinbar auftuende Paradox lässt sich jedoch durch einen
recht einfachen Gedankengang auﬂösen.
Wenn Menschen sich zu gemeinsamen Unternehmen zusammentun, von de-
nen sich alle Beteiligten Vorteile versprechen, dann stehen sie vor der Frage,
wie sie die notwendigen kollektiven Entscheidungen treffen wollen. Die größ-
te Garantie, dass in dem Verband, den sie bilden, nichts geschehen kann, was
ihren Interessen entgegenläuft, hätten sie offenkundig dann, wenn alle Ent-
scheidungen einstimmig getroffen werden müssten, wenn als nichts ohne ihre
ausdrückliche Zustimmung geschehen könnte. Der offenkundige Nachteil einer
solchen Regelung läge freilich darin, dass die Fähigkeit des Verbandes, über-
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wenn in der Tat bei jeder anstehenden Frage die Zustimmung jedes einzelnen
Mitglieds erforderlich wäre.
Personen, die sich mit dem Ziel der Realisierung gemeinsamer Vorteile zu
einem genossenschaftlichen Verband zusammenschließen, müssen bei der Wahl
der im Verband geltenden Entscheidungsverfahren, also der Verbandsverfas-
sung, grundsätzlich zwischen zwei Risiken abwägen (Buchanan und Tullock
1962). Einerseits dem Risiko, dass Entscheidungen getroffen werden, die ihren
Interessen zuwiderlaufen, und andererseits dem Risiko, dass die Fähigkeit des
Verbandes, im Interesse der Mitglieder tätig zu werden, zu stark eingeschränkt
ist. Die Wahl der Einstimmigkeitsregel für alle Entscheidungen würde dem ers-
ten Risiko vollkommen Rechnung tragen, allerdings unter völliger Vernachläs-
sigung des zweiten Risikos. Die üblichen Entscheidungsprozeduren, die wir in
demokratischen Verbänden – in privatrechtlichen Vereinen ebenso wie in de-
mokratischen Gemeinwesen – beobachten, sind Ausdruck eines Kompromisses
zwischen den beiden Risiken.
Mehrheitsentscheidungen ebenso wie die Delegation von Entscheidungs-
macht an Repräsentanten erhöhen die Handlungsfähigkeit des Verbandes ha-
ben aber unvermeidlich zur Folge, dass Entscheidungen auch gegen die Inter-
essen einer mehr oder minder großen Anzahl von Mitgliedern getroffen werden
können. Mit diesem Zugeständnis an die Restriktionen realweltlicher Kollekti-
ventscheidungen wird jedoch nicht das normative Prinzip aufgekündigt, dass
das demokratische Gemeinwesen ein – in den Worten des Philosophen John
Rawls (1975, 105) – „Unternehmen der Zusammenarbeit zum wechselseitigen
Vorteil“ aller Beteiligten ist. Darin kommt lediglich zum Ausdruck, dass die Ge-
nossen bereit sind, gewisse Risiken der Interessenverletzung in Kauf zu neh-
men, wenn dadurch die Chance der Realisierung gewichtiger Vorteile aus der
Verbandstätigkeit ausreichend erhöht wird. Der Maßstab der gemeinsamen In-
teressen kommt in dem Sinne weiterhin zur Geltung, dass die Verfahren, aus
denen Interessen verletzende Ergebnisse hervorgehen können, selbst wiederum
aus gemeinsamen Interessen aller begründet werden müssen. Das bedeutet,
dass man auch den Verbandsmitgliedern, die in einem bestimmten Entschei-
dungsfall zur überstimmten Minderheit gehören, Gründe nennen können muss,
warum es auch in ihrem Interesse ist, dass im allgemeinen Entscheidungen der
in Frage stehenden Art nach dem in diesem Fall angewandten Verfahren getrof-
fen werden.
Perfekter Interessenschutz und genossenschaftliches Verbandshandeln ge-
hen nicht zusammen. Realistischerweise kann es bei der Bürgergenossenschaft
des demokratischen Gemeinwesens wie bei jedem anderen genossenschaftlichen
Verband nur darum gehen, die Regelordnung oder die Verfassung des Verbandes
so zu gestalten, dass die Chancen der wechselseitigen Vorteilsrealisierung mög-
lichst erhöht und die Gefahren der Interessenverletzung möglichst reduziert
werden. Eine gute Verfassung wird dabei nicht nur eine angemessene Abwä-
gung zwischen den beiden bereits genannten gegenläuﬁgen Risiken vornehmen
müssen. Sie wird ihre Eignung auch dadurch erweisen müssen, dass sie Vor-
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gemeinsamer Interessen in der Bürgergenossenschaft gefährden. Diese beiden
Probleme kann man als Wissensproblem einerseits und als Anreiz- oder Privile-
gienproblem andererseits bezeichnen.
4. Wissensproblem und Privilegienproblem
Beim Wissensproblem geht es darum, dass ja keineswegs immer offensichtlich
ist, welche Regelungen oder Maßnahmen den Bürgern zum wechselseitigen Vor-
teil gereichen. Daher besteht die Gefahr, dass aus mangelnder Kenntnis oder
Fehleinschätzungen heraus politische Entscheidungen getroffen werden, deren
tatsächliche Auswirkungen vielen oder gar allen Bürgern Nachteile bringen. Die
Aufgabe einer politischen Regelordnung oder Verfassung, die Bürgersouveräni-
tät sichern soll, wird es daher sein, dem Wissensproblem Rechnung zu tragen
und Vorkehrungen zu treffen, die die Gefahr mindern, dass aus mangelnder
Kenntnis der tatsächlichen Auswirkungen Entscheidungen getroffen werden,
die den Bürgern nicht zum wechselseitigen Vorteil sondern zum Nachteil gerei-
chen.
Das Anreiz- oder Privilegienproblem besteht darin, dass der einzig legitime
Auftrag der Bürgergenossenschaft zwar darin liegt, Dinge zu tun, die den ge-
meinsamen Interessen der Mitglieder dienen, dass für alle Beteiligten aber auch
immer die Versuchung besteht, den politischen Prozess zu nutzen, um eigene
Sonderinteressen durchzusetzen. Bei der Verfolgung solcher Interessen geht es
darum, dass einzelne Gruppen von Regierung oder Gesetzgeber Privilegien – sei
es in Form von Subventionen, protektionistischen Regelungen, Steuervergünsti-
gungen oder sonstigem – zu erwirken suchen, deren Lasten anderen Mitgliedern
der Bürgergenossenschaft in Form höherer Steuern, höherer Preise oder sons-
tiger erhöhter Belastungen aufgebürdet werden. Je größere Möglichkeiten der
politische Prozess für die erfolgreiche Verfolgung solcher Privilegieninteressen
bietet, umso mehr werden Anstrengungen in diese Richtung gelenkt werden,
und umso weniger Energien werden dem Bemühen um Regelungen und Projek-
te gewidmet werden, die den gemeinsamen Interessen aller dienen (Buchanan,
Tollison und Tullock 1980). Die Aufgabe einer demokratischen Verfassung, die
Bürgersouveränität sichern soll, wird es daher sein, dem Anreiz- oder Privilegi-
enproblem durch Vorkehrungen Rechnung zu tragen, die die politischen Durch-
setzungschancen von Sonderinteressen wirksam einschränken und Anreize für
die Identiﬁzierung und Durchsetzung gemeinsamer Interessen stärken.
Zu der Frage, wie Verfassungen gestaltet sein sollten, um angesichts der
angesprochenen Probleme Bürgersouveränität zu sichern, ﬁnden sich in der rei-
chen Literatur zur westlichen Verfassungstradition eine Fülle von bedenkens-
werten, erfahrungsgetränkten Argumenten. Hier soll das Augenmerk lediglich
auf einen Aspekt gelenkt werden, der oben mit dem Verweis auf die Geographie
der gemeinsamen Interessen bereits angesprochen wurde.
Welche Charakteristika eines Gemeinwesens auch immer die Aussichten da-
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schen Prozess durchsetzen können, mit Gewissheit wird man davon ausgehen
können, dass die schiere Größe der Jurisdiktion ein in dieser Hinsicht bedeut-
samer Faktor ist. Es gibt gute Gründe für die Annahme, dass unter sonst glei-
chen Bedingungen die Schwierigkeiten der wirksamen Sicherung von Bürger-
souveränität wachsen werden, je größer ein Gemeinwesen ist und je mehr Ent-
scheidungskompetenzen dort gebündelt sind. So wird mit zunehmender Größe
nicht nur das Problem der Abwägung der beiden vorhin diskutierten Risiken
an Gewicht gewinnen, auch das Wissensproblem und das Anreiz- oder Privi-
legienproblem werden sich in einer umfassenderen Jurisdiktion mit größerer
Schärfe stellen als in einem kleinräumigen Gemeinwesen. Daraus lässt sich ei-
ne grundsätzliche Präferenz für kleine politische Einheiten begründen, doch wä-
re es offenkundig kurzschlüssig daraus zu folgern, dass die Beschränkung auf
kleine politische Einheiten das Patentrezept zur Sicherung von Bürgersouverä-
nität ist. Denn Interessengemeinsamkeiten kann es natürlich auf verschiedenen
Ebenen möglicher politischer Organisation und über räumlich unterschiedlich
ausgedehnte Jurisdiktionen geben, und eine gegenüber den gemeinsamen Bür-
gerinteressen reagible politische Struktur muss diesen verschiedenen Ebenen
oder Dimensionen gemeinsamer Interessen Rechnung tragen. Anders gesagt,
bei der Zuordnung politischer Kompetenzen kann es nicht darum gehen, gene-
rell kleineren Einheiten den Vorzug zu geben, es geht vielmehr darum, dass die
politische Entscheidungsstruktur möglichst gut der Geographie der gemeinsa-
men Interessen angepasst ist. Erst nachgeordnet nach diesem Kriterium hat
das Größenargument eigenständiges Gewicht.
5. Die Geographie der gemeinsamen Interessen
In der politischen Ökonomie ist das Prinzip der Angepasstheit der politischen
Entscheidungsstrukturen an die Geographie der gemeinsamen Interessen seit
langem unter verschiedenen Begriffen und mit verschiedenen Akzentsetzungen
als Maxime politischer Organisation diskutiert worden. In der ökonomischen
Theorie des Föderalismus ist es etwa von Wallace Oates (1999) als Korrespon-
denzprinzip erörtert worden, Mancur Olson (1969) hat es als Prinzip der ﬁs-
kalischen Äquivalenz thematisiert und Charles Blankart (2005) hat dafür den
prägnanten Begriff der institutionellen Kongruenz geprägt.
Institutionelle Kongruenz deﬁniert Blankart als einen Zustand, bei dem
räumlich die Kreise der Nutznießer, der Entscheidungsträger und der Steuer-
zahler zusammenfallen. In die hier benutzte Terminologie übersetzt liegt also
institutionelle Kongruenz vor, wenn der räumlich abgegrenzte Personenkreis,
der ein gemeinsames Interesse an einer politischen Maßnahme hat, auch den
Kreis bildet, bei dem die Entscheidungskompetenz für die betreffende Maßnah-
me liegt und der für ihre Finanzierung aufzukommen hat. So einsichtig dieses
Prinzip in seiner Allgemeinheit erscheinen mag, so vielfältig wird es doch in
der konkreten politischen Realität verletzt, in der wir institutionelle Inkongru-
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dungsverﬂechtungen und Mischﬁnanzierung im Verhältnis zwischen verschie-
denen Gebietskörperschaften oder schlicht in der Form übermäßiger Zentrali-
sierung von Entscheidungskompetenzen. Institutionelle Inkongruenz liegt etwa
vor, wenn rein lokale Projekte wie der Bau eines Konzerthauses durch Landes-
oder Bundesmittel mitﬁnanziert werden oder wenn die Europäische Kommis-
sion Richtlinien für die Wasserqualität in öffentlichen Schwimmbädern erlässt,
deren Einhaltungskosten von den die Bäder betreibenden Kommunen zu tragen
sind.
Legt man den Maßstab der Bürgersouveränität an, so liegt das grundlegen-
de Problem institutioneller Inkongruenz darin, dass sie die Rückkoppelung zwi-
schen den Interessen der Bürger und den politischen Entscheidungen schwächt,
und dass mit zunehmendem Grad der Inkongruenz die Gefahr des Auseinan-
derklaffens der gemeinsamen Bürgerinteressen einerseits und der Politikmaß-
nahmen andererseits wächst. Es wächst die Gefahr, dass Maßnahmen getroffen
werden, die der Heterogenität in der räumlichen Verteilung der Bürgerinteres-
sen nicht gerecht werden, und es wächst die Versuchung leichtfertigen Ausgabe-
verhaltens, wenn diejenigen, die über ein Projekt entscheiden, nicht die vollen
Kosten zu tragen haben.
Sind im Sinne des Prinzips der institutionellen Kongruenz die politischen
Entscheidungsstrukturen an die Geographie der gemeinsamen Interessen an-
gepasst, so ergibt sich eine differenzierte föderale Struktur, in der auf den ver-
schiedenen Jurisdiktionsebenen funktional spezialisierte Aufgaben auf der
Grundlage eigener Steuerquellen wahrgenommen werden. Eine derartige po-
litische Ordnung steht in deutlichem Kontrast zum Typus des neuzeitlichen
Nationalstaates, der – in zum Teil aggressiver Weise – darauf angelegt war,
seine Gestaltungskompetenz über ein möglichst großes Territorium auszudeh-
nen, begleitet von einer zunehmenden Konzentration politischer Kompetenzen
auf der zentralstaatlichen Ebene. Eine zwangsläuﬁge Folge dieser Konzentrati-
on war eine wachsende institutionelle Inkongruenz und damit eine zunehmende
Diskrepanz zwischen praktizierter Politik und der Heterogenität der Bürgerin-
teressen.
Die nationalstaatliche Bündelung von Kompetenzen auf zentraler Ebene
schwächt Bürgersouveränität in zweierlei Hinsicht: einerseits, weil mit zuneh-
mender Jurisdiktionsgröße und zunehmender Kompetenzbündelung die Kon-
trollmöglichkeiten der Bürger im normalen demokratischen Prozess abnehmen,
während – im vorhin erläuterten Sinne – das Risiko der Interessenverletzung
steigt; andererseits, weil die Möglichkeiten, sich einer unerwünschten Politik
durch Abwanderung in eine andere Jurisdiktion zu entziehen, mit wachsen-
der Jurisdiktionsgröße und wachsender Kompetenzbündelung zunehmend ein-
geschränkt sind. Mit der Größe der Jurisdiktion wachsen aus verschiedenen,
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6. Subsidiarität und Jurisdiktionswettbewerb
Eine an der Geographie der gemeinsamen Interessen und dem Prinzip der in-
stitutionellen Kongruenz orientierte Zuordnung politischer Entscheidungskom-
petenzen führt zu mehr Transparenz der Steuer-Leistungspakete, die die jewei-
ligen Gebietskörperschaften anbieten, und erleichtert somit die demokratische
Kontrolle der politischen Repräsentanten durch die Bürger, und sie führt dazu,
dass mit den Leistungen einer Gebietskörperschaft unzufriedene Bürger zumin-
dest auf den unteren Jurisdiktionsebenen leichter zu efﬁzienteren Anbietern ab-
wandern können. Dieser Aspekt der Abwanderungsoption und des dadurch in-
duzierten Wettbewerbs zwischen Jurisdiktionen soll im Folgenden im Hinblick
auf die Europäische Union etwas näher betrachtet werden, und zwar speziell
unter Bezug auf die Rolle, die das Subsidiaritätsprinzip in der politischen Ver-
fassung Europas spielt bzw. spielen sollte.
Das Subsidiaritätsprinzip kommt in seinem Geiste – wenn auch nicht in sei-
ner bisherigen praktischen Umsetzung – dem sehr nahe, was hier als Forderung
nach einer Korrespondenz zwischen politischen Entscheidungsstrukturen und
der Geographie der gemeinsamen Interessen thematisiert worden ist. In Arti-
kel 3b des Lissaboner Reformvertrages, dem früheren Artikel 5 des Vertrages
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, heißt es: „Nach dem Subsidia-
ritätsprinzip wird die Union in den Bereichen, die nicht in ihre ausschließliche
Zuständigkeit fallen, nur tätig, sofern und soweit die Ziele der in Betracht gezo-
genen Maßnahmen von den Mitgliedsstaaten weder auf zentraler noch auf re-
gionaler oder lokaler Ebene ausreichend verwirklicht werden können, sondern
vielmehr wegen ihres Umfangs oder ihrer Wirkungen auf Unionsebene besser
zu verwirklichen sind.“ In einem zugehörigen Protokoll „Über die Anwendung
der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit“ werden Verfah-
ren speziﬁziert die, wie es in der Einleitung des Protokolls heißt, „die hohen
Vertragsparteien“ beschlossen haben „in dem Wunsch, dass die Entscheidungen
der Union so bürgernah wie möglich getroffen werden“.
Nun gibt es sicherlich wenige Leitprinzipien der Europäischen Union, für
die so häuﬁg die Diskrepanz zwischen politischer Realität und normativem An-
spruch angemahnt wird, wie das Subsidiaritätsprinzip. So hat, um nur ein Bei-
spiel zu nennen, der Präsident des Bundesverfassungsgerichts, Hans-Jürgen
Papier, in einem Interview mit der Frankfurter Allgemeinen Zeitung (FAZ, 24.
Juli 2007, Nr. 169, 5) kritisch vermerkt: „Das Subsidiaritätsprinzip ist zwar gel-
tendes Recht, spielt aber in der Praxis kaum eine Rolle. Das muss sich ändern.“
Ein Bereich, in dem die Rolle des Subsidiaritätsprinzips immer wieder auf dem
Prüfstand steht, ist das sich in verschiedenen Kontexten auftuende Spannungs-
verhältnis zwischen Harmonisierung, also der Konzentration von Regelungs-
kompetenz auf der Unionsebene, und einem föderalen Wettbewerb, der sich
bei dezentraler Zuordnung von Entscheidungskompetenzen ergibt. Dieses Span-
nungsverhältnis sei hier – unter Beschränkung auf einige grundsätzliche Aspek-
te – am Beispiel der Diskussion um den Steuerwettbewerb in der Europäischen
Union illustriert.302 Viktor J. Vanberg
In die Vielfalt der Argumente, die in der Diskussion zum Steuerwettbewerb
aufeinandertreffen, kann man eine gewisse Struktur bringen, wenn man sie im
Lichte zweier grundlegend verschiedener Besteuerungsphilosophien betrachtet,
die in der ökonomischen Theorie der öffentlichen Finanzen vertreten worden
sind. Der schwedische Ökonom Knut Wicksell hat in einer 1896 veröffentlichten
Arbeit, in der er sich mit der Frage eines gerechten System der Besteuerung be-
fasst, zwei Steuer-Paradigmen gegenübergestellt, nämlich einerseits das Prin-
zip der „Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit“ und andererseits das Prinzip
der „Besteuerung nach Interesse“ (Wicksell 1896). Dem Prinzip der Besteuerung
nach der Leistungsfähigkeit liegt der Gedanke zugrunde, dass die Bürger eines
Gemeinwesens im Maße ihrer Belastbarkeit zur Finanzierung der Staatstätig-
keit beitragen sollten, völlig unabhängig davon, ob und in welchem Maße die
von ihnen ﬁnanzierten Projekte oder Maßnahmen ihren Interessen dienen. Hin-
ter einer solchen Sicht der Besteuerung scheint die Vorstellung vom politischen
Gemeinwesen als einer abgeschlossenen Gemeinschaft zu stehen, in der man
Menschen beliebig Lasten aufbürden kann, ohne befürchten zu müssen, dass
sie ihre Solidarität aufkündigen. Für eine Welt durch hohe Mobilitätsbarrieren
gegeneinander abgeschotteter, homogener Nationalstaaten mag dies zumindest
in gewisser Annäherung zutreffen, räumen die hohen Abwanderungskosten in
einer solchen Welt dem Staat doch in der Tat einen relative großen Spielraum
bei der steuerlichen und sonstigen Belastung seiner Bürger ein. Die Durchset-
zungschancen einer solchen Besteuerungsphilosophie müssen aber in dem Ma-
ße schwinden, in dem die Mobilitätsbarrieren und Wanderungskosten sinken
und die Möglichkeiten der Menschen wachsen, für sich selbst und für den Ein-
satz ihrer wirtschaftlichen Ressourcen zwischen verschiedenen Jurisdiktionen
zu wählen. Dies ist aber genau das, was weltweit den Prozess ausmacht, den
wir als Globalisierung bezeichnen, und was in besonderem Maße die Bedingun-
gen in der Europäischen Union kennzeichnet. Ein Großteil der Kritik am Steu-
erwettbewerb und der Forderungen nach Steuerharmonisierung lässt sich als
Ausdruck der Probleme interpretieren, in die das Paradigma der Besteuerung
nach Belastbarkeit in einer Welt mobiler Menschen und mobiler Faktoren gera-
ten muss.
Knut Wicksell hat das Paradigma der Besteuerung nach Leistungsfähigkeit
oder Belastbarkeit nicht wegen der hier betonten mangelnden Überlebensfähig-
keit in einer wettbewerblichen Umwelt kritisiert, sondern wegen seiner Unge-
rechtigkeit. Es sei, so Wicksells Argument, schlicht ungerecht, Menschen zur
Finanzierung von Vorhaben heranzuziehen, die ihren Interessen in keiner Wei-
se dienen oder ihren Interessen gar direkt zuwiderlaufen. Gerechtigkeit erfor-
dere, dass der Beitragsleistung auch ein Vorteil gegenüberstehe, im Sinne einer
„Besteuerung nach Interesse“. Bei dem Gerechtigkeitskriterium, das er zugrun-
de legte, ging Wicksell, so kann man vermuten, von der Vorstellung aus, dass
ein demokratisches Gemeinwesen ein Verband ist, dessen Mitglieder als gleich
freie und gleichberechtigte Personen zwar durchaus Solidaritätspﬂichten über-
nehmen, die ihnen zum wechselseitigen Vorteil gereichen, in dem es aber keine
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lei Bezug zu den Vorteilen haben, die ihnen aus der Mitgliedschaft erwachsen.
Wicksell hat versucht, politische Entscheidungsverfahren zu ﬁnden, die die För-
derung gemeinsamer Interessen und den Schutz von Interessenverletzung sogar
für jedes einzelne öffentliche Projekt sicherstellen können, ein Vorhaben, das
wegen der oben erläuterten Nachteile der Einstimmigkeitsregel als alltäglicher
Entscheidungsregel scheitern muss. Das bedeutet aber nicht, dass damit das
von ihm favorisierte Paradigma der Besteuerung nach Interesse als normatives
Referenzmodell seine Bedeutung verliert.
Das Paradigma der Besteuerung nach Interesse passt zum Verständnis des
demokratischen Gemeinwesens als einer Bürgergenossenschaft, und es zielt auf
eine Besteuerungspraxis, die sich in einer Welt von selbst durchsetzen würde, in
der institutionelle Kongruenz gegeben ist, in der also die politischen Entschei-
dungsstrukturen der Geographie der gemeinsamen Interessen angepasst sind.
In der Welt, in der wir leben, kann aber gerade der Steuerwettbewerb in dieser
Hinsicht einen heilsamen Druck ausüben, da er die Mängel aufzudecken ten-
diert, die sich aus institutionellen Inkongruenzen ergeben. Nun wird der These
von den heilsamen Wirkungen des Steuerwettbewerbs nicht selten das Argu-
ment entgegengehalten, dass der Wettbewerb um mobile Faktoren, insbeson-
dere um mobiles Kapital, Regierungen in einen ruinösen Unterbietungswettbe-
werb – ein ,race to the bottom‘ – treibe und dadurch der Fähigkeit beraube, ihren
demokratischen Auftrag als Sachwalterin der Interessen der Bürger gerecht zu
werden. Wenn dem so wäre, dann würde dies bedeuten, dass der Steuerwett-
bewerb demokratische Regierungen daran hindern würde, den gemeinsamen
Bürgerinteressen zu dienen, dass er also mit dem Kriterium der Bürgersouverä-
nität in Konﬂikt geraten würde, das hier als Maßstab für die Leistungsqualität
demokratischer Gemeinwesen unterstellt wird. Um die Stichhaltigkeit dieses
wettbewerbskritischen Einwandes zu prüfen, ist eine Differenzierung hilfreich,
die an früherer Stelle schon einmal angedeutet wurde, bislang aber vernachläs-
sigt worden ist.
7. Privatrechtsgesellschaft und Bürgergenossenschaft
Wenn man das Verhältnis zwischen Bürgersouveränität und Standortwettbe-
werb klären will, so ist zu beachten, dass in einem freiheitlichen demokratischen
Gemeinwesen Individuen dem Staat in zwei unterschiedlichen Eigenschaften
gegenüberstehen. Einerseits sind sie als Bürger Mitglieder des staatlichen Ver-
bandes, der Bürgergenossenschaft, und als solche der Verbandsordnung oder -
verfassung unterworfen, die die internen Verhältnisse, die Rechte und Pﬂichten,
unter den Mitgliedern-Bürgern regelt. Andererseits sind sie als Privatrechts-
subjekte der allgemeinen (Privat-)Rechtsordnung und den Regulierungen un-
terworfen, die der Staat als Gebietskörperschaft in seinem Hoheitsgebiet ge-
genüber allen sich dort Aufhaltenden durchsetzt, wobei es ihnen im Rahmen
dieser allgemeinen Rechts- und Regulierungsordnung freisteht, ihre privatau-
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den Beziehungsarten kann man zwei Funktionen unterscheiden, in denen der
Staat tätig wird. Er ist zum einen ein Gemeinschaftsunternehmen der Bürger,
ein Verband, der für seine Mitglieder die kollektiven Angelegenheiten regelt, die
der Verbandsautorität unterworfen sind. Und er ist zum anderen ein Territorial-
oder Standortunternehmen, das die Regeln und sonstigen Bedingungen deﬁ-
niert und durchsetzt, unter denen Privatrechtssubjekte – seien es seine eigenen
Bürger oder Bürger anderer Staaten – berechtigt sind, in seinem Hoheitsgebiet
für ihre Zwecke tätig zu werden.
In ihrer Eigenschaft als Bürger sind Individuen Mitglieder der Bürgerge-
nossenschaft, sie sind diejenigen, in deren gemeinsamen Interesse das politi-
sche Unternehmen betrieben wird und gegenüber denen politisches Handeln
zu rechtfertigen ist. In ihre Eigenschaft als Privatrechtssubjekte sind Indivi-
duen ,Standortnutzer‘ in dem Sinne, dass sie die im Hoheitsgebiet eines Ge-
meinwesens allgemein zugänglichen Anlagen und Leistungen für ihre eigenen
wirtschaftlichen oder sonstigen Zwecke nutzen können. Während die Beziehung
zwischen Bürgern und Gemeinwesen eine mitgliedschaftliche ist, kann man die
Beziehung zwischen Standortnutzern und einem Gemeinwesen mit der Bezie-
hung zwischen einem Unternehmen und seinen Kunden vergleichen. Die Ge-
bietskörperschaften sind aus dieser Sicht als Unternehmen zu betrachten, die
Standortnutzern als Kunden das Recht zur Nutzung des betreffenden Hoheits-
gebietes gegen Zahlung eines Beitrages einräumen.
Im Sinne der Unterscheidung zwischen Bürgern als Mitgliedern des staatli-
chen Verbandes und Privatrechtssubjekten als Standortnutzern kann man das,
was üblicherweise unter dem Begriff Steuern subsumiert wird, in zwei Kate-
gorien unterteilen. Dies sind zum einen die Mitgliedsbeiträge, die die Bürger
als Mitglieder der Bürgerschaft an das Gemeinwesen zahlen, um daraus die
Projekte und Vorhaben zu ﬁnanzieren, die sie zu ihrem wechselseitigen Vorteil
durchführen wollen. Und dies sind zum anderen die Nutzungsentgelte, die Pri-
vatrechtssubjekte als Standortnutzer dafür zu entrichten haben, dass ihnen das
Recht eingeräumt wird, das Territorium der Gebietskörperschaft für ihre wirt-
schaftlichen oder sonstigen Zwecke zu nutzen.
Für die Frage des Jurisdiktionswettbewerbs hat der Umstand große Bedeu-
tung, dass auch die Bürger eines Staates in ihrer Eigenschaft als Privatrechts-
subjekte das Hoheitsgebiet des Gemeinwesens aus der Perspektive ihrer Stand-
ortnutzungsinteressen betrachten werden. In ihren Entscheidungen, wo sie et-
wa ihr Kapital einsetzen oder unternehmerisch tätig werden wollen, und wo
sie eine Beschäftigung suchen oder wo sie ihren Wohnsitz einrichten möchten,
werden sie genauso wie andere Standortnutzer die Vor- und Nachteile abwägen
können, die ihre Heimatjurisdiktion im Hinblick auf die verschiedenen Nutzun-
gen und im Vergleich zu Alternativjurisdiktionen aufweist. Der Umstand, dass
Bürger immer auch Standortnutzer sind, macht den Sachverhalt, um den es hier
geht, um einiges komplexer, ändert jedoch nichts an der Bedeutung der grund-
legenden Unterscheidung zwischen Steuern als Mitgliedsbeiträgen zur Bürger-
genossenschaft und Steuern als Entgelten für Rechte zur Standortnutzung. Er
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diesen beiden Kategorien zu unterscheiden ist, also zwischen den Steuerbeiträ-
gen, die man ihnen abfordern kann, weil sie als Mitglieder der Bürgergenossen-
schaft aus Gemeinschaftsleistungen Vorteile ziehen können, und den Steuerbei-
trägen, die man ihnen abverlangen kann, weil sie, wie andere Standortnutzer
auch, die Angebote der Jurisdiktion als eines Standortunternehmens für wirt-
schaftliche oder andere Zwecke nutzen.
Wenn etwa beklagt wird, dass mobiles Kapital sich gerade wegen seiner
hohen Mobilität steuerlichen Belastungen leichter durch Abwanderung entzie-
hen und daher angeblich nur ,unzureichend‘ zur Finanzierung der öffentlichen
Aufgaben herangezogen werden kann, dann scheint dabei stillschweigend un-
terstellt zu werden, dass dies einer illegitimen Verschiebung der öffentlichen
Finanzierungslasten auf andere Schultern gleichkommt. Der Sachverhalt er-
scheint jedoch in einem anderen Licht, wenn man zwischen der Frage, mit wel-
chen öffentlichen Leistungen sich die Bürger eines Gemeinwesens zu ihrem
wechselseitigen Vorteil versorgen wollen, und der Frage unterscheidet, welche
Vorteile ihr Gemeinwesen Standortnutzern zu bieten hat, die über den Einsatz
ihres Kapitals entscheiden. Die Mobilität von Kapital schränkt in keiner Weise
die Mitglieder einer Bürgergenossenschaft in ihren Möglichkeiten ein, sich auf
die öffentlichen Leistungen zu einigen, die sie gemeinschaftlich zu ﬁnanzieren
bereit sind. Sie schränkt nur ihre Möglichkeiten ein, mit den Kosten andere zu
belasten, die an diesen Leistungen kein Interesse haben und sie auch nicht in
Anspruch nehmen. Genauer gesagt, sie schränkt ihre Möglichkeiten ein, Kapi-
talanleger und andere Standortnutzer über das hinaus mit Abgaben zu belas-
ten, was diese für das Recht zur Nutzung des Standorts zu zahlen bereit sind.
In einer globalisierten Welt, die mobilen Ressourcen vielfältige Alternativop-
tionen bietet, wird man Standortnutzer nicht zur Finanzierung von Projekten
heranziehen können, die nur Bürgern als Genossenschaftsmitgliedern Vorteile
bringen aber nicht die Attraktivität des Standorts für die sie interessierenden
Nutzungszwecke erhöhen. So wird man etwa, um ein Beispiel zu nennen, mo-
biles Kapital schwerlich zur Finanzierung von Deckungslücken im Rentensys-
tem oder in der Pﬂegeversicherung heranziehen können. Andererseits wird man
Standortnutzer aber durchaus in dem Maße an der Finanzierung öffentlicher
Leistungen beteiligen können, in dem diese den Standort attraktiver machen,
wie etwa Rechtssicherheit, Infrastruktur, eine korrekte und efﬁziente öffentli-
che Verwaltung u.ä..
8. Schluss
Welche Folgerungen lassen sich aus dem oben Gesagten für die Einwände zie-
hen, die von den Kritikern des Steuerwettbewerbs vorgebracht werden? Zu-
nächst kann man festhalten, dass es wohl kaum Gründe gibt, einen ruinösen
Wettbewerb, ein ,race to the bottom‘ zu befürchten – und es gibt auch in der Tat
keinerlei empirische Hinweise, dass ein solcher ruinöser Wettbewerb im Gan-
ge wäre. Ebenso wenig wie Menschen üblicherweise die Entscheidung, in wel-306 Viktor J. Vanberg
ches Speiselokal sie gehen wollen, allein vom Preis sondern von ihrer Einschät-
zung des Preis-Leistungsverhältnisses bestimmen lassen, ebenso wenig wird
man Kapitalanlegern und Investoren unterstellen können, dass sie sich bei ih-
ren Standortentscheidungen allein an den Steuersätzen orientieren werden. In
diesem Sinne wettbewerben Jurisdiktionen nicht nur mit der Höhe ihrer Steu-
ern, sondern mit den Steuer-Leistungspaketen, die sie Standortnutzern zu bie-
ten haben. Ebenso wenig wie bei der Besteuerung der Standortnutzer ein ,race
to the bottom‘ zu erwarten ist, wird man dies auch bei den Steuern befürchten
müssen, die die Bürger als Mitgliedsbeiträge an die Gemeinwesen, denen sie
angehören, entrichten. Denn auch hier wird nicht der Wunsch nach möglichst
niedrigen Steuern die Entscheidung dominieren, sondern es werden die Prä-
ferenzen zum Tragen kommen, die Bürger für Steuer-Leistungskombinationen
haben, Präferenzen, die in verschiedenen Jurisdiktionen durchaus unterschied-
lich ausgeprägt sein mögen. – Ein ,race to the bottom‘ wird es allenfalls in dem
Sinne geben, dass der Steuerwettbewerb die Möglichkeiten reduzieren und im
Grenzfall gänzlich beseitigen wird, Standortnutzer zur Finanzierung öffentli-
cher Leistungen heranzuziehen, die ihnen bei der Nutzung des Standorts kei-
nerlei Vorteile bieten. Aber es ist schwerlich ein triftiger Grund auszumachen,
warum dies zu beklagen wäre. Vielmehr ist dies ein Faktum, auf das demokrati-
sche Staaten sich bei der Gestaltung der internen Angelegenheiten der Bürger-
genossenschaft einstellen müssen.
Im Übrigen geht es hier um einen Tatbestand, der in unserer globalisierten
Welt zwar besonders augenfällig wird, der aber keineswegs neu ist. Bereits 1776
stellte Adam Smith (2005, 808) in seinem Werk über die Natur und die Ursachen
des Wohlstands der Nationen folgendes fest:
„Der Grundeigentümer ist notwendigerweise Bürger des Landes, in
dem sein Grundbesitz liegt. Der Eigentümer beweglichen Vermö-
gens ist eigentlich Weltbürger und nicht notwendigerweise an ein
bestimmtes Land gebunden. Er wäre imstande, das Land zu verlas-
sen, in dem er einer lästigen Untersuchung unterzogen wird, um zu
einer drückenden Steuer veranlagt zu werden, und würde sein Ver-
mögen in ein anderes Land schaffen, in dem er ungestörter seine
Geschäfte betreiben oder seinen Reichtum genießen könnte. Durch
die Entfernung seines Vermögens würde er in dem Land, das er ver-
lässt, der gesamten Erwerbstätigkeit ein Ende machen, die er da-
mit dort unterhalten hätte. Vermögen bebaut den Boden; Vermögen
beschäftigt Arbeitskräfte. Eine Steuer, die über kurz oder lang das
Vermögen aus einem Land vertriebe, würde insoweit über kurz oder
lang jede Einkommensquelle sowohl für den Herrscher wie für das
Volk versiegen lassen.“
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